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Präventionsverfahren und Betriebliches
Eingliederungsmanagement im Beamten- und
Richterdienstrecht (Teil 2)
Dr. Torsten von Roetteken

Fortsetzung aus ZBR 2013, S. 325 ff.

V. Betriebliches Eingliederungsmanagement
(BEM, § 84 Abs. 2 SGB IX)

1. Personeller Geltungsbereich

Die Verpflichtung, ein Betriebliches Eingliederungsmanage-
ment (BEM) anzubieten und ggf. durchzuführen, beschränkt
sich im Gegensatz zur Regelung in § 84 Abs. 1 SGB IX nicht
auf Schwerbehinderte oder ihnen Gleichgestellte1. § 84 Abs. 2
S. 1 SGB IX erfasst nach ganz h.M. alle Beschäftigten ohne
Rücksicht darauf, ob sie nach § 2 Abs. 1 SGB IX als Menschen
mit einer Behinderung einzustufen wären2. Das gilt auch für
Richter/innen3. Der Umfang der individuellen Arbeitszeit hat
für die Geltung von § 84 Abs. 2 SGB IX keine Bedeutung, so-
dass auch Teilzeitbeschäftigten gegenüber die Verpflichtungen
aus § 84 Abs. 2 SGB IX zu erfüllen sind4. Die Regelung nimmt
keinen Bezug auf die in § 73 Abs. 3 SGB IX geregelten Be-
reichsausnahmen, sodass darüber eine Einschränkung des per-
sonellen Geltungsbereichs nicht begründet werden kann5.
Ebenso gilt § 84 Abs. 2 SGB IX für befristet oder vorüberge-
hend Beschäftigte6, d. h. für Beamtinnen und Beamte auf Zeit
oder auf Widerruf.

Das BAG geht davon aus, dass im Hinblick auf die Wartefrist
des § 1 Abs. 1 KSchG die mangelnde Erfüllung der sich aus § 84
Abs. 2 SGB IX ergebenden Verpflichtungen des Arbeitgebers
jedenfalls keine ihm nachteiligen Folgen im Kündigungs-
schutzprozess bewirkt7. Auf die Verpflichtung zur Durchfüh-
rung des BEM soll dies jedoch nach h. M. keinen Einfluss ha-
ben.8 Für das Dienstrecht spielt dies keine Rolle, da der
Entlassungsschutz nicht von einer Wartezeit abhängt und dem-
entsprechend stets zumindest eine ermessensfehlerfreie Ent-
scheidung verlangt werden kann, deren Gestaltung durch die
Ergebnisse eine BEM beeinflussbar ist9.

Es ist für die Geltung von § 84 Abs. 2 SGB IX nicht erforder-
lich, dass in der Dienststelle des/der Beschäftigten eine der dort
genannten Interessenvertretungen vorhanden ist10.

2. Umfang krankheitsbedingter Fehlzeiten

§ 84 Abs. 2 S. 1 SGB IX legt die Schwelle für den Beginn eines
BEM auf eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als sechs Wochen
während des Zeitraums eines Jahres fest11. Dienstrechtlich be-
deutet dies eine Dienstunfähigkeit entsprechender Dauer, wobei
eine bloße Teildienstunfähigkeit nicht ausreicht, um den ent-
sprechenden Zeitraum in die gesetzlich vorausgesetzte Min-
destdauer einzurechnen. Im Übrigen kommt es nicht darauf an,
ob die Dienstunfähigkeit zusammenhängend sechs Wochen er-
reicht oder innerhalb des jährlichen Bezugszeitraums lediglich
durch die Zusammenrechnung mehrerer Dienstunfähigkeitszei-
ten mehr als sechs Wochen angedauert hat12. Auf die jeweilige
Ursache der Dienstunfähigkeit kommt es nicht an, sodass sie
auch durch unterschiedliche Gründe hervorgerufen worden sein
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